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Preußiſche Geſetzſammlung 


1933 | Ausgegeben zu Berlin, den 17. Mai 1933 Nr. 34 


(Nr. 13893.) Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


Bäuerliches Erbhofrecht. Vom 15. Mai 1933. 


Die unlösbare Verbundenheit von Blut und Boden iſt die unerläßliche Vorausſetzung für das 
geſunde Leben eines Volkes. 

Die bäuerliche Bodenverfaſſung früherer Jahrhunderte ſicherte in Deutſchland dieſe aus dem 
natürlichen Lebensgefühle des Volkes heraus geborene Verknüpfung auch geſetzlich. Der Bauernhof 
war das unveräußerliche Erbe des angeſtammten Bauerngeſchlechts. 

Artfremdes Recht drang ein und zerſtörte die geſetzliche Grundlage dieſer bäuerlichen Verfaſſung. 

Trotzdem bewahrte der deutſche Bauer mit geſundem Sinne für ſeines Volkes Lebensgrundlage 
im Wege der Sitte in vielen Gauen des Landes den Bauernhof von Geſchlecht zu Geſchlecht ungeteilt. 

Unabweisbare Pflicht der Regierung des erwachten Volkes iſt die Sicherung der nationalen 
Erhebung durch geſetzliche Feſtlegung der in deutſcher Sitte ene e unauflöslichen Verbundenheit 
von Blut und Boden durch das 1E 910 


Bäuerliche Erbhofrecht. 
Dieſes lautet: f 
ö I. Grundgedanken. 


§ 1. 
Anerbenrecht. . 

(1) Der in der Erbhöferolle des zuſtändigen Amtsgerichts eingetragene land» und forſtwirt⸗ 
ſchaftliche Beſitz (Erbhof) vererbt ſich nach Anerbenrecht. 

:(2) Der Eigentümer eines Erbhofs heißt Bauer. Mehrere Erbhöfe hat ein Bauer nicht. 

(3) Der Bauer hat nur ein Kind, welches den Erbhof übernehmen kann; das iſt der Anerbe. 

(4) Die Miterben werden bis zur wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit vom Hofe verſorgt. Geraten 
ſie unverſchuldet in Not, ſo können ſie auch in ſpäteren Jahren noch auf dem Hofe Zuflucht ſuchen 
(Heimatzuflucht). 

(5) Fit der zur Eintragung in die Erbhöferolle geeignete Hof nicht eingetragen, ſo beſteht das 
Recht zur Übernahme kraft Anerbenrechts. 


82. 


Der Bauer, 


(1) Einen Erbhof kann als Bauer nur u wer deutſcher Staatsbürger und deutſchen 
oder ſtammesgleichen Blutes iſt. 


(2) Deutſchen oder ſtammesgleichen Blutes iſt nicht wer unter ſeinen Vorfahren im Mannes⸗ 
ſtamm oder wer unter ſeinen übrigen Vorfahren bis ins zweite Glied eine Perſon jüdiſcher oder 
farbiger Herkunft hat. Eine in Zukunft erfolgende Eheſchließung mit einer derartigen Perſon macht 
die Nachkommen dauernd unfähig, als Beſitzer eines Erbhofs Bauer zu ſein. 


(Vierzehnter Tag nach Ablauf des Ausgabetags: 31. Mai 1933.) 34 
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83. 
Der Erbhof. 

Der Erbhof muß mindeſtens zur Ernährung und Erhaltung einer bäuerlichen Familie aus⸗ 
reichen (Ackernahrung). Er darf nicht ſo groß ſein, daß ſeine Bewirtſchaftung nicht mehr von einer 
Hofſtelle aus ohne Vorwerke erfolgen kann; nähere Beſtimmungen über die Höchſtgrenze kann der 
Juſtizminiſter im Einvernehmen mit dem Miniſter 1 Landwirtſchaft, Domänen und Forſten 
für einzelne Wirtſchaftsgebiete erlaſſen. 


84. 
Anerbenfitte und Eintragung. 

(1) Die Eintragung in die Erbhöferolle erfolgt, wenn die vorhergehenden Beſtimmungen dies 
zulaſſen, in den Landſchaften mit Anerbenſitte (Anlage I) von Amts wegen, in den Landſchaften 
ohne Anerbenſitte (Anlage II) auf Antrag des Eigentümers. 

() Anerbenſitte iſt die überwiegende Gewohnheit der bäuerlichen Bevölkerung, den zu einer 
Ackernahrung ausreichenden land- und forſtwirtſchaftlichen Beſitz durch Übergabevertrag, Teſtament, 
Vereinbarung unter den Miterben oder in andever Weiſe ungeteilt auf einen Erben, den Anerben, 
gegen billige Abfindung oder Verſorgung der übrigen Erben zu übertragen. Wird feſtgeſtellt, daß 
dieſe Anerbenſitte in einzelnen Bezirken der in Anlage I verzeichneten Landſchaften nicht vorhanden 
iſt, ſo können der Juſtizminiſter und der Miniſter für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten durch 
gemeinſame Verordnung auf Vorſchlag der landwirtſchaftlichen Berufsvertretung dieſe Landesteile 
aus der Anlage T in die Anlage II überführen. Wird feſtgeſtellt, daß in einzelnen Bezirken der in 
Anlage II verzeichneten Landſchaften die Anerbenſitte beſteht, ſo erfolgt in gleicher Weiſe die Über⸗ 
führung aus der Anlage II in die Anlage I; die Aufnahme in die Anlage ] hat zu Se wenn 
die Preußiſche landwirtſchaftliche Hauptberufsvertretung dies verlangt. 8 


85. 
Verfügungen unter Lebenden. 

() Zur rechtsgeſchäftlichen Veräußerung eines Erbhofs oder eines Grundſtücks, das zu einem 
Erbhofe gehört, iſt die Genehmigung des Anerbengerichts erforderlich, ſoweit nicht die Veräußerung 
zu Siedlungszwecken von Reich oder Staat erfolgt. Eine ohne Genehmigung erfolgte Veräußerung 
iſt unwirkſam. 

(2) Über die Genehmigung iſt unter dem Geſichtspunkte der Erhaltung der Einheitlichkeit und 
Leiſtungsfähigkeit des Erbhofs entſprechend dem Zwecke dieſes Geſetzes (§ 63 Abſ. 2) zu entſcheiden. 

(3) Die Veräußerung von Einzelgrundſtücken kann unter der Auflage genehmigt werden, daß 
das Entgelt zur Bezahlung von Hofesſchulden oder zum Ankauf von anderen 1 für den 
Erbhof verwandt wird; die Erfüllung der Auflage iſt ſicherzuſtellen. 

(4) Die Genehmigung zur Veräußerung des ganzen Erbhofs iſt zu erteilen, wenn der Batter 
den Hof einem Anerbenberechtigten übergeben will, und der Übergabevertrag den Erbhof nicht über 
feine Kräfte hinaus belastet. Soll die Veräußerung des Erbhofs an einen Familienfremden erfolgen, 
ſo ſoll das Anerbengericht tunlichſt vor der Entſcheidung die ihm bekannten Miterben des 
Bauern hören. 

(6) Die Genehmigung iſt weiter zu erteilen, wenn jeder der Teile einen zu ſelbſtändiger Bewirt⸗ 
ſchaftung ausreichenden Hof bildet und die Erwerber zu den Anerbenberechtigten des § 12 gehören. 

(6) Die Entſcheidung des Anerbengerichts erfolgt durch den Vorſitzenden. Wird innerhalb 
einer Woche ſeit Zuſtellung Einſpruch erhoben, fo entſcheidet das Anerbengericht endgültig. 


8 6. 
5 N Verfügungen auf den Todesfall. 
er Der Nader kann in der Form eines Teſtaments oder einer vom Richter, Notar oder Ge⸗ 
3 beglaubigten Erklärung den Anerben unter den nach § 12 zum Anerben i 
ae Die Urkunde kann zu den Akten des e überreicht e ö 
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() In gleicher Form kann er anordnen, daß dem Vater oder der Mutter des Anerben über 
die Volljährigkeit, jedoch nicht über das 25. Lebensjahr des Anerben hinaus, die Verwaltung und 
der Nießbrauch des Hofes nebſt Zubehör zuſtehen ſoll unter der Verpflichtung, dem Anerben und 
deſſen Miterben gegen Leiſtung angemeſſener und ihren Kräften entſprechender Arbeitshilfe an⸗ 
gemeſſenen Unterhalt auf dem Hofe zu gewähren. 

(3) Das Erbhofzubehör (§ 11) kann durch Verfügung von Todes wegen von den Erbhofgrund⸗ 
ſtücken nicht getrennt werden, ſolange für dieſe das Erbhofrecht gilt. 

(4) Eine Verfügung von Todes wegen, durch die das Erbhofrecht ausgeſchloſſen oder beſchränkt 
wird, bedarf der Form des öffentlichen Teſtaments oder des Erbvertrags. In eigenhändiger Form 
errichtete Teſtamente werden mit Inkrafttreten des Geſetzes unwirkſam. 


II. Die Erbfolge kraft Anerbenrechts. 


§ 7. 
1. Erbrecht. 
Gehört zu einem Nachlaß ein Erbhof und ſind mehrere Erben vorhanden, ſo fällt der Erbhof 
nebſt Zubehör kraft Geſetzes als Teil der Erbſchaft einem der Erben, dem Anerben, zu. Die Mit⸗ 
erben erhalten hierfür einen Anſpruch auf Verſorgung nach näherer Maßgabe der SS 17 ff. 


§ 8. 
2. Nachlaßverbindlichkeiten. 

Die Nachlaßverbindlichkeiten einſchließlich der auf dem Hofe ruhenden Hypotheken, Grund⸗ 
und Rentenſchulden, aber ohne die auf dem Hofe ruhenden ſonſtigen Laſten (Altenteil, Nieß⸗ 
brauch u. a.) ſind, ſoweit das außer dem Hofe nebſt Zubehör vorhandene Vermögen dazu ausreicht, 
aus dieſem zu berichtigen. Soweit ſie nicht in dieſer Weiſe berichtigt werden, iſt der Anerbe 
ſeinen Miterben gegenüber verpflichtet, ſie allein zu tragen und die Miterben von ihnen zu 
befreien. It 


e i 
3. Teilung des übrigen Nachlaſſes. 

Verbleibt nach Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten ein Überſchuß, ſo iſt dieſer auf die 
außer dem Anerben noch vorhandenen übrigen Miterben nach den Vorſchriften des allgemeinen 
Rechtes zu verteilen. Der Anerbe kann eine Beteiligung nur verlangen, inſoweit der hiernach auf 
ihn entfallende Anteil größer iſt als der laſtenfreie Ertragswert (Bürgerliches Geſetzbuch 8 2049 
Abi. 2) des Erbhofs. 

4. Der Erbhof. 


§ 10. 
Beſtandteile. 

() Zum Erbhof gehören alle regelmäßig von der Hofſtelle aus bewirtſchafteten Grundſtücke, 
die dem Bauern zu eigen gehören. Eine Verpachtung oder ähnliche vorübergehende Benutzung 
von Hofesgrundſtücken, z. B. als Altenteilsland, ſchließt die Hofeszugehörigkeit nicht aus. Ins⸗ 
beſondere gehören zum Erbhof auch die Grundſtücke, die an Perſonen verpachtet ſind, von denen 
dagegen Dienſtleiſtungen für die Hofeswirtſchaft erwartet werden (Heuerlings⸗ und Inſtſtellen, 
Deputatland u. ä.). b ö 

() Zum Hofe gehören außer den Gebäuden und ſonſtigen geſetzlichen Beſtandteilen auch die 
Realgemeindeberechtigungen des Eigentümers. 


§ 11. 
Hofeszubehör. 
Das Hofeszubehör umfaßt insbeſondere das auf dem Hofe für die Bewirtſchaftung vor⸗ 
handene Vieh, Wirtſchafts⸗ und Hausgerät einſchließlich des Leinenzeugs und der Betten, den vor⸗ 
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handenen Dünger und die für die Bewirtſchaftung dienenden Vorräte an Früchten und ſonſtigen 
Erzeugniſſen ſowie die auf den Hof bezüglichen Urkunden. 


5. Der Anerbe. 


8 12. 
Anerbenordnung. 


() Zum Anerben find — wenn der Erblaffer die Reihenfolge nicht anders beſtimmt hat — 
in folgender Ordnung berufen: 
1. die Söhne des Erblaſſers; an Stelle eines verſtovbenen Sohnes treten deſſen Söhne 
und Sohnesſöhne; 
2. der Vater des Erblaſſers; 


3. die Brüder des Erblaſſers und deren Nachkommen im Mannesſtamm; indeſſen nur, 
wenn auf Antrag des Erblaſſers das Bruderrecht (§S 13) in die Erbhöferolle ein- 
getragen iſt; a 

4. die weiblichen Abkömmlinge des Erblaſſers ſowie die Nachkommen von ſolchen; 

die Mutter des Erblaſſers; 


6. die Geſchwiſter des Erlaſſers und deren Nachkommen; und zwar vollbürtige vor halb— 
bürtigen, Brüder und Brudersſöhne vor Schweſtern, männliche Nachkommen vor 
weiblichen; 

7. die Großeltern ſowie danach die entfernteren Voreltern des Erblaſſers und ihre Nach- 

kommen. Der dem Mannesſtamme des Erblaſſers Näherſtehende ſchließt den Ferner⸗ 

ſtehenden aus. Im übrigen entſcheidet der Vorzug des männlichen Geſchlechts und der 
Erſtgeburt. 

Iſt der Hof dem Erblaſſer ganz oder zum größten Teile von ſeiten eines Eltern⸗ 
oder Großelternteils zugekommen, ſo gehen die Erben, die ihr Recht von dieſem Eltern⸗ 
oder Großelternteile herleiten können, den übrigen Erben vor; 

8. der Ehegatte des Erblaſſers. 


(2) Ein Verwandter iſt nicht zur Anerbenfolge berufen, ſolange ein Verwandter einer vor⸗ 
e d. Ordnung vorhanden iſt. Innerhalb der gleichen Ordnung gilt der Vorzug des männ⸗ 
lichen Geſchlechts und der Erſtgeburt. Durch nachfolgende Ehe anerkannte Kinder ſind ehelich. 
Für ehelich erklärte Kinder des Vaters und uneheliche Kinder der Mutter folgen den ehelichen 
Kindern nach. An Kindes Statt Angenommene ſind nicht zur Anerbenfolge berufen. 

(3) Erbunwürdige (Bürgerliches Geſetzbuch SS 2339 ff.), rechtskräftig zu Zuchthaus Ver⸗ 
urteilte und Nichtdeutſchblütige, dieſe unbeſchadet des § 40 Abſ. 4, ſcheiden als Anerben aus, 
während Perſonen, die zur Zeit des Erbfalls entmündigt ſind, hinter die Anerbenberechtigten der 
nächſten Ordnung zurücktreten, ſofern die Anfechtungsklage rechtskräftig abgewieſen oder nicht 
innerhalb der geſetzlichen Friſt erhoben iſt. 

(4) Hat der Anerbe bereits einen Erbhof, ſo treten, wenn er Abkömmlinge hat, dieſe unter 
Vorzug des männlichen Geſchlechts und der Erſtgeburt an ſeine Stelle. Anderenfalls ſcheidet er 
von der Anerbfolge aus. Der Anerbe kann aber auch den angefallenen Erbhof übernehmen, jedoch 
nur durch Erklärung gegenüber dem Anerbengerichte binnen ſechs Wochen nach dem Erbfall und 
nur, wenn er in der Erklärung in vechtsverbindlicher Form ſeinen bisherigen Erbhof der Erben⸗ 
gemeinſchaft zur Verfügung ſtellt. In dieſem Falle tritt der zur Verfügung geſtellte Hof an die 
Stelle des angefallenen Hofes. 


a 


§ 13. 
Bruder- und Jüngſtenrecht. 
() Auf Antrag des Bauern kann in die Erbhöferolle eingetragen werden, daß nach den 


Söhnen und Sohnesſöhnen des Erblaſſers zunächſt deſſen Brüder und Wacersfobne nach 1 
Rechte der Erſtgeburt als Anerben berufen ſein ſollen (Bruderrecht). 
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(2) In gleicher Weiſe kann eingetragen werden, daß nicht der Ältere, ſondern der Jüngere 
vorgeht (Jüngſtenrecht). 

(3) Die Eintragung hat Wirkung bis zu ihrer Löſchung. Die Löſchung erfolgt, wenn der 
Bauer ſie beantragt. 

§ 14. 
Auswahldes Anerben. 

(1) Der Erblaſſer kann für den Fall, daß bei ſeinem Tode der Anerbe noch nicht 25 Jahre 
alt iſt, durch Verfügung von Todes wegen oder in einer durch Richter, Notar oder Gemeindevor— 
ſteher beglaubigten Urkunde beſtimmen, daß ſein Vater oder der überlebende Ehegatte befugt ſein 
ſoll, mit Genehmigung des Anerbengerichts unter den Abkömmlingen den Anerben auszuwählen. 

(2) Die Auswahl erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Anerbengerichte. Sie wird mit 
der Genehmigung wirkſam. 

(3) Die Befugnis erliſcht ſpäteſtens, wenn der geſetzlich berufene Anerbe das 25. Lebensjahr 
vollendet; ſonſt mit dem Tode des zur Auswahl Befugten ſowie mit der Wiederverheiratung des 
auswahlberechtigten Ehegatten. 

(J Das Eigentum an dem Erbhofe nebſt Zubehör erwirbt im Falle der Ausübung der Be- 
fugnis der ausgewählte Anerbe mit der Genehmigung der Wahl durch das Anerbengericht, im 
Falle des Erlöſchens der Befugnis der geſetzlich berufene Anerbe mit dem Zeitpunkte des Erlöſchens. 


§ 15. 
5 Rechtserwerb und Verzicht. 

(1) Der Anerbe erwirbt das Eigentum an dem Hofe nebſt Zubehör mit dem Erwerbe der 
Erbſchaft. 

(2) Der Anerbe kann auf das Anerbenrecht verzichten, ohne im übrigen die Erbſchaft auszu⸗ 
ſchlagen. Auf den Verzicht finden die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Aus⸗ 
ſchlagung der Erbſchaft entſprechende Anwendung; der Verzicht iſt gegenüber dem Anerbengerichte 
zu erklären. Die Friſt für den Verzicht beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Anerbe von 
ſeiner Berufung zum Anerben Kenntnis erlangt, wenn jedoch die Berufung auf einer Verfügung 
von Todes wegen beruht, nicht vor der Verkündung der Verfügung. Steht der zum Anerben Be⸗ 
rufene unter elterlicher Gewalt oder unter Vormundſchaft, ſo iſt zum Verzicht auf das Anerbenrecht 
die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts erforderlich. 

(3) Iſt der zum Anerben Berufene nicht deutſcher Staatsbürger, ſo gilt es als Verzicht auf 
das Anerbenrecht, wenn er nicht innerhalb der im Abſ. 2 bezeichneten Friſt die Verleihung der 
deutſchen Reichsangehörigkeit nachgeſucht hat. 

(0 Wird auf das Anerbenrecht verzichtet, jo gilt der Anfall des Hofes an den Verzichtenden 
als nicht erfolgt. Der Hof fällt an den nächſten als Anerben Berufenen. Dieſer Anfall gilt als mit 
dem Erbfall erfolgt. 

§ 16. 
Hoffolgezeugnis. 

(1), Dem Anerben iſt auf Antrag vom Vorſitzenden des Anerbengerichts ein Zeugnis über 
ſeine Folge in den Erbhof auszuſtellen. 

(2) Auf das Zeugnis finden die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs über den Erbſchein 
entſprechende Anwendung. In dem Zeugniſſe find die Grundſtücke anzugeben, die zum Erbhof ge- 
hören. Das Grundbuchamt kann zum Nachweis des Rechtes des Anerben die Vorlegung eines 
ſolchen Zeugniſſes verlangen. 


6. Verſorgung der weichenden Erben. 
S47: 
Unterhalt, Berufsausbildung, Heimatzuflucht. 
() Die weichenden Erben werden bis zu ihrer Volljährigkeit gegen Leiſtung angemeſſener 
Arbeitshilfe auf dem Hofe angemeſſen unterhalten und erzogen. Sie ſollen auch, ſoweit es Ab- 
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kömmlinge des Erblaſſers ſind und die Mittel des Hofes hierzu ausreichen, für einen dem Stande 
des Hofes entſprechenden Beruf ausgebildet und bei ihrer Verſelbſtändigung ausgeſtattet werden, 
insbeſondere um ſich eine Siedlerſtelle zu beſchaffen. 

(2) Geraten ſie unverſchuldet in Not, ſo können ſie auch in ſpäteren Jahren noch gegen 
Leiſtung angemeſſener Arbeitshilfe auf dem Hofe Zuflucht ſuchen (Heimatzuflucht). 

(8) Die Rechte aus Abf. 1 find auf Antrag eines Berechtigten in das Grundbuch einzutragen, 
ſoweit dies nach dem Reichsrechte zuläſſig iſt. 


§ 18. 
Altenteil des Ehegatten. 

(1) Der überlebende Ehegatte des Erblaſſers kann, wenn er auf alle ihm gegen den Nachlaß 
zuſtehenden Anſprüche verzichtet, von dem Anerben lebenslänglich den in ſolchen Verhältniſſen üb⸗ 
lichen Unterhalt auf dem Hofe verlangen, ſoweit er ſich nicht aus eigenem Vermögen unter⸗ 
halten kann. 

(2) Der Anſpruch des Ehegatten erliſcht mit ſeiner Wiederverheiratung. 


8 19. 
Streitfälle. 

(1) Bei Streitigkeiten aus den 88 17 und 18 trifft der Vorſitzende des Anerbengerichts die 
erforderliche Regelung unter billiger Berückſichtigung der Verhältniſſe der Beteiligten ſo, daß der 
Hof bei Kräften bleibt. Er kann das Verſorgungsvecht aufheben oder einſchränken, wenn der Ver⸗ 
ſorgungsberechtigte anderweit geſichert iſt oder wenn dem Verpflichteten die Leiſtung nicht mehr 
zugemutet werden kann, insbeſondere wenn ſie die Kräfte des Hofes überſteigt. 

(2) Gegen die Entſcheidung des Vorſitzenden iſt binnen einer Woche ſeit Zuſtellung der Ein⸗ 
ſpruch an das Anerbengericht zuläſſig. Deſſen Entſcheidung iſt endgültig. s 

(6) Über die Vollſtreckbarkeit der Entſcheidungen trifft die Ausführungsverordnung Be⸗ 
ſtimmung. 

8 20. 
Rechte der Miterben bei Verkauf des Hofes. 

(1) Veräußert der Bauer den Erbhof, fo können die gewichenen Erben verlangen, von ihm jo 
geſtellt zu werden, wie ſie geſtanden hätten, wenn beim Erbfall bereits eine Teilung des geſamten 
Nachlaſſes nach den Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſtattgefunden hätte. 

(2) Die Vorſchrift im Abſ. 1 gilt ſinngemäß, inſoweit einzelne Grundſtücke, deren Wert mehr 
als ein Fünftel vom Hofeswert ausmacht, veräußert werden, es ſei denn, daß die Veräußerung zur 
Erhaltung des Hofes erforderlich war oder daß der Bauer bereits Grundſtücke im gleichen Werte 
zu dem Erbhofe hinzu erworben hat oder im Laufe des auf die Veräußerung folgenden Jahres 
hinzu erwirbt. 

(3) Die Vorſchriften im Abſ. 1 und 2 gelten nicht, wenn die Veräußerung an einen anerben⸗ 
berechtigten Verwandten erfolgt iſt. Sie finden jedoch auf den Erwerber entſprechende Anwendung, 
wenn dieſer den Hof oder die Hofesgrundſtücke innerhalb eines Zeitraums von zehn Jahren an eine 
ihm gegenüber nicht anerbenberechtigte Perſon weiter veräußert. 

(4) Die vorſtehend beſtimmten Anſprüche verjähren in drei Jahren. Sie beſtehen auch dann, 
wenn der Erbhof vor der Veräußerung in der Erbhöferolle gelöſcht worden iſt. 


8 21. 
Erbloſung. 
Verkauft der Bauer den Erbhof an einen nicht anerbenberechtigten Verwandten, ſo ſteht den 
Miterben in der Reihenfolge ihrer Berufung zum Anerben ein geſetzliches Vorkaufsrecht zu. 
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7. Vorſchriften für beſondere Fälle. 
§ 22. 
Kleinbeſitz. 

(1) Landwirtſchaftlicher Beſitz, der nicht die Größe einer Ackernahrung hat, kann auf Antrag 
des Eigentümers mit Zuſtimmung der landwirtſchaftlichen Berufsvertretung in die Erbhöferolle 
eingetragen werden. 

(2) Die Eintragung hat zur Wirkung, daß der Beſitz ſich nach Anerbenrecht vererbt. Die Ver⸗ 
ſorgung der weichenden Erben beſchränkt ſich auf das im 8 17 Abſ. 1 Satz 1 bezeichnete Recht auf 
Unterhalt. 

8 22 a. 

Zur Landwirtſchaft gehören auch der Weinbau und gartenbauliche Betriebe nach näherer 

Beſtimmung des Juſtizminiſters und des Miniſters für Landwirtſchaft, Domänen und Forſten. 


8 23. 
Mehrere Erbhöfe. 

(1) Hinterläßt der Bauer mehrere Erbhöfe, jo können die als Anerben Berufenen in der 
Reihenfolge ihrer Berufung je einen Erbhof wählen, ſo, daß niemand mehr als einen Erbhof be⸗ 
kommt; $ 12 Abſ. 4 gilt entſprechend. 

(2) Die Wahl erfolgt durch Erklärung gegenüber dem Vorſitzenden des Anerbengerichts; die 
Erklärung ift in öffentlich beglaubigter Form oder zur Niederſchrift der Geſchäftsſtelle abzugeben. 
Der Vorſitzende des Anerbengerichts hat dem Wahlberechtigten auf Antrag eines nachſtehenden 
Wahlberechtigten eine angemeſſene Friſt zur Erklärung über die Wahl zu beſtimmen. Erfolgt die 
Wahl nicht vor Ablauf der Friſt, ſo tritt der Wahlberechtigte in Anſehung des Wahlrechts hinter die 
übrigen Wahlberechtigten zurück. 

(3) Sind mehr Erbhöfe als Berechtigte vorhanden, jo wird die Wahl nach den gleichen Grund⸗ 
ſätzen wiederholt, ſolange Höfe vorhanden ſind. Hierbei treten an die Stelle eines bereits zur Wahl 
Gekommenen jeweils deſſen Abkömmlinge mit dem Vorzuge des männlichen Geſchlechts und der 
Erſtgeburt ein. Sind Wahlberechtigte in der nächſten Anerbenordnung nicht mehr vorhanden, fo 
kommt die folgende Ordnung nach den gleichen Grundſätzen zur Wahl. 

(4) Jeder Anerbenberechtigte erwirbt das Eigentum an dem von ihm gewählten Hofe nebſt 
Zubehör mit der Vollziehung der Wahl. Mit der Vollziehung der letzten Wahl erwirbt zugleich der 
Nächſtberufene das Eigentum an dem übrigbleibenden Hofe nebſt Zubehör. 

(5) Die zur Verſorgung Berechtigten (§8 17 und 18) können wählen, auf welchem Hofe ſie 
den Unterhalt beziehen wollen. Die Pflicht zur Berufsausbildung und Ausſtattung (§ 17 Abſ. 1 
Satz 2) wird von allen Höfen gemeinſchaftlich nach dem Verhältnis ihres Wertes getragen. Im 
Streitfall entſcheidet das Anerbengericht. 

S 24 
Geſamtgut. 

() Ein Erbhof kann nicht zum Geſamtgut einer ehelichen Gütergemeinſchaft gehören oder 
ſonſt im Eigentum mehrerer Perſonen ſtehen. 

(2) Gehört ein Hof beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes bereits zum Geſamtgut oder zum Mit- 
eigentum, fo kann er als Erbhof erſt eingetragen werden, wenn er aus dem Geſamtgut oder Mit- 
eigentum ausgeſchieden iſt. 

§ 25. 
Pflichtteil. 

(0 Ein Pflichtteilsrecht beſteht nur gegenüber einer Verfügung von Todes wegen, nicht aber 
gegenüber dem Geſetze. 

(2) Insbeſondere kann ein Pflichtteilsanſpruch gegenüber dem Anerben nicht geltend ge- 
macht werden. 
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III. Die übernahme kraft Anerbenrechts. 


§ 26. 
Zuläſſigkeit. 
Befindet ſich bei der Erbſchaft ein Hof, der zur Eintragung in die Erbhöferolle geeignet 
(SS 1 bis 3), aber bislang nicht eingetragen iſt, jo kann jeder Miterbe bei der Erbteilung verlangen, 
daß ihm der Hof ungeteilt nach den Regeln des Anerbenrechts zugewieſen wird. 


§ 27. 
Das Zuweiſungsverfahren. 

(1) Erhebt einer der Miterben Einſpruch oder erklären ſich mehrere zur Übernahme bereit, 
ſo entſcheidet auf Anrufen eines Beteiligten das Anerbengericht über die Zuweiſung. 

(2) Die Zuweiſung ſoll nur an einen Anerbenberechtigten erfolgen, der die Gewähr bietet, 
daß er den Hof ordnungsmäßig bewirtſchaften und ungeteilt erhalten wird; der Übernehmer kann 
ſich zur Sicherſtellung durch entſprechende Eintragung im Grundbuch erbieten. Unter mehreren 
danach Geeigneten hat der nach der Anerbenfolgeordnung des § 12 näher Berufene den Vorrang. 

(3) Die Entſcheidung des Anerbengerichts erfolgt nach Anhörung der Beteiligten durch be⸗ 
gründeten Beſchluß. Spricht der Beſchluß die Zuweiſung aus, ſo ſoll er die Hofſtelle, die zum 
Hofe gehörenden Grundſtücke und die Perſon des übernehmenden Anerben bezeichnen. Gegen den 
die Zuweiſung ablehnenden Beſchluß ſteht dem Anerben, gegen den die Zuweiſung ausſprechenden 
Beſchluß ſteht den Miterben die Beſchwerde binnen einer Notfriſt von zwei Wochen an das Erb⸗ 
hofgericht zu. Auch der Vorſitzende kann den Beſchluß innerhalb der Beſchwerdefriſt anfechten 
(8 35 Abſ. 2); er ſoll dies tun, wenn der Beſchluß dem Zwecke des Geſetzes ($ 63 Abſ. 2) oder deſſen 
Grundgedanken nicht gerecht wird. 

(4) Wird der Zuweiſungsbeſchluß rechtskräftig, jo ſteht damit feſt, daß das Eigentum an dem 
Hofe mit dem Erbfall auf den Anerben übergegangen iſt. Der Hof iſt von Amts wegen in die 
Erbhöferolle einzutragen. Das Anerbengericht hat zugleich auch das Grundbuchamt um die Ein⸗ 
tragung des neuen Eigentümers zu erſuchen. 

(5) Anträge auf Zuweiſung find bevorzugt vor allen anderen Sachen vom Anerbengericht 
und vom Erbhofgericht zu erledigen. Dieſe können für die Zeit bis zur Rechtskraft der Entſcheidung 
geeignete, den einſtweiligen Zuſtand regelnde Anordnungen treffen. Iſt ein Rechtsſtreit über das 
Erbrecht anhängig, ſo kann jeder der Beteiligten die Ausſetzung bis zur Erledigung des Verfahrens 
vor dem Anerbengericht und Erbhofgerichte beantragen. 


§ 28. 
Wirkung. 
Auf die Übernahme kraft Anerbenrechts finden die Vorſchriften über die Erbfolge kraft An⸗ 
erbenrechts ſinngemäß Anwendung. Der Übernehmer hat die Rechtsſtellung des Anerben; für die 
Miterben gelten die Vorſchriften über die weichenden Erben. 


IV. Die Anerbenbehörden und ihr Verfahren. 


§ 29. 
Grundſatz. 
(1) Zur Durchführung der beſonderen Aufgaben dieſes Geſetzes werden Anerbengerichte und 
ein Erbhofgericht gebildet. 
(2) In den durch dieſes Geſetz den Anerbengerichten und dem Erbhofgerichte zur Entſcheidung 
überwieſenen Angelegenheiten können die ordentlichen Gerichte nicht angerufen werden. 
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1. Das Anerbengericht. 
§ 30. 
Das Anerbengericht wird bei dem Amtsgerichte für deſſen Bezirk gebildet. Der Juſtizminiſter 
kann im Einzelfall den Bezirk anders beſtimmen. 


§ 31. 

(1) Das Anerbengericht beſteht aus dem Vorſitzenden und zwei Beiſitzern. 

(2) Zum Vorſitzenden und ſtändigen Stellvertreter wird vom Juſtizminiſter auf Vorſchlag 
des Oberlandesgerichtspräſidenten ein Richter ernannt. Es ſind nur Richter vorzuſchlagen, die mit 
den Erbgewohnheiten der bäuerlichen Bevölkerung beſonders vertraut ſind und volles Ver— 
ſtändnis für die Notwendigkeit der ungeteilten Vererbung der Bauernhöfe haben (§ 63 Abſ. 2). 
Die Ernennung erfolgt regelmäßig für die Dauer des Kalenderjahrs; ſie verlängert ſich jeweils für 
das folgende Jahr, wenn nicht bis zum 1. Dezember dem Präſidium des Landgerichts eine ander⸗ 
weite Verfügung zugegangen iſt. 

(3) Die Beiſitzer und die erforderliche Zahl von Stellvertretern werden auf Vorſchlag den 
landwirtſchaftlichen Berufsvertretung vom Oberlandesgerichtspräſidenten ernannt. Es ſind nur 
Bauern vorzuschlagen, die mit einem Erbhof oder, ſolange ſolche noch nicht eingetragen find, mit 
einem nach den 88 1 bis 3 zum Erbhof geeigneten Bauernhof im Bezirk des Anerbengerichts 
angeſeſſen ſind. 

(4) Für die Rechtsverhältniſſe und die Entſchädigung der Beiſitzer gelten die für die Schöffen 
beſtehenden Vorſchriften der SS 31 bis 33, § 35 Nr. 1 und 5, Ss 51 bis 56 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes ſinngemäß mit der Maßgabe, daß es einer Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft hier 
nicht bedarf und daß die Entſcheidung des Landgerichtspräſidenten über die im § 55 Schlußſatz 
gegebene Aufſichtsbeſchwerde endgültig iſt. Wird das Fehlen einer Vorausſetzung für die Berufung 
zum Beiſitzeramt nachträglich bekannt oder fällt eine Vorausſetzung nachträglich fort, ſo enthebt 
der Oberlandesgerichtspräſident den Beiſitzer ſeines Amtes; vor der Entſcheidung iſt der Beiſitzer 
zu hören. Die Entſcheidung des Oberlandesgerichtspräſidenten iſt endgültig. 


S 32. 

Die Beifiger üben während der beſchließenden Sitzung des Anerbengerichts das Richteramt in 
vollem Umfang und mit gleichem Stimmrechte wie der Vorſitzende aus. Die Vorſchriften der 
SS 192 bis 198 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes über die Beratung und Abſtimmung und die Vor⸗ 
ſchriften der SS 41 bis 48 der Zivilprozeßordnung über die Ausſchließung und Ablehnung von 
Gerichtsperſonen gelten ſinngemäß. Wird der Vorſitzende abgelehnt, ſo bedarf es einer Entſcheidung 
nicht, wenn er die Ablehnung für begründet hält oder ſich mit dem Eintreten ſeines Stellvertreters 
einverſtanden erklärt; andernfalls entſcheidet das Landgericht. Die Entſcheidung über die Aus⸗ 
ſchließung oder Ablehnung eines Beiſitzers erfolgt durch den Vorſitzenden. 


2. Das Erbhofgericht. 
8.33. 

Das Erbhofgericht wird beim Oberlandesgericht Celle gebildet. Es ift für ganz Preußen 
zuſtändig. 

S 34. 

Das Erbhofgericht beſteht aus einem Richter als Vorſitzenden, zwei weiteren Richtern und 
zwei Bauern. Die ſämtlichen Mitglieder und ihre Stellvertreter werden vom Juſtizminiſter er⸗ 
nannt; die Bauern auf Vorſchlag der landwirtſchaftlichen Berufsvertretung. Die Ss 31 und 32 
finden ſinngemäß Anwendung. 

S 35. 

() Das Erbhofgericht iſt zuftändig zur Entſcheidung über das Rechtsmittel der g Be⸗ 

ſchwerde in den Fällen der 88 27 und 40. 
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(2) Das Erbhofgericht hat ferner zu entſcheiden, wenn der Vorſitzende des Anerbengerichts 
deſſen Beſchluß anficht mit der Begründung, daß dieſer den Grundgedanken oder dem Zwecke des 
vorliegenden Geſetzes nicht gerecht werde. 


8 36. 


Beim Erbhofgericht und bei den Anerbengerichten wird eine Geſchäftsſtelle eingerichtet. Ihre 
Obliegenheiten regelt die Geſchäftsordnung. 


3. Verfahren und Koſten. 
8 37. 


Das Verfahren vor dem Anerben⸗ und Erbhofgerichte wird in Anlehnung an die Grundſätze 
des Verfahrens in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit durch Verordnung des Juſtiz⸗ 
miniſters geregelt; dieſer kann auch eine Vorentſcheidung durch den Vorſitzenden zulaſſen und einzelne 
Mitglieder des Gerichts mit der Erhebung von Beweiſen beauftragen. Das Erbhofgericht ent⸗ 
ſcheidet in der Regel auf Grund der Akten ohne mündliche Verhandlung, indem es nachprüft, ob 
der vom Anerbengericht feſtgeſtellte Sachverhalt die ergangene Entſcheidung rechtfertigt. In Fällen, 
in denen es ihm zur Verwirklichung der Grundgedanken und Zwecke (§§ I ff., 63) des Bäuerlichen 
Erbhofrechts erforderlich erſcheint, kann das Erbhofgericht von Amts wegen eine weitere Auf⸗ 
klärung des Sachverhalts und die Erhebung geeignet erſcheinender Beweiſe herbeiführen. 


8 38. 


Koſten werden für die im öffentlichen Intereſſe erfolgende Eintragung in die Erbhöferolle 
und für das zur Herbeiführung einer ſolchen Eintragung oder zu ihrer grundbuchlichen Durch⸗ 
führung dienende Verfahren mit Einſchluß auch des Verfahrens vor dem Anerben- und Erbhof⸗ 
gerichte nicht erhoben; dies gilt insbeſondere auch für das Verfahren zur Übernahme kraft Anerben⸗ 
rechts (§§ 26 bis 28). Im übrigen werden die Koſten in der Verordnung des Juſtizminiſters geregelt. 


V. Die Erbhöferolle. 


1. Eintragung und Löſchung. 


8 39. 
(1) In den Landſchaften mit Anerbenſitte (Anlage J) find alle zur Eintragung geeigneten land⸗ 
und forſtwirtſchaftlichen Beſitzungen von Amts wegen in die Erbhöferolle einzutragen. 
(2) In den Landſchaften ohne Anerbenſitte und in den Fällen des § 22 erfolgt die Eintragung 
nur, wenn der Eigentümer ſie ſchriftlich oder beim Anerbengericht mündlich beantragt. 


8 40. 


(1) Vorausſetzung für die Eintragung iſt, daß der Eigentümer deutſcher Staatsbürger und 
deutſchen Blutes iſt (S 2). Das Vorliegen dieſer Vorausſetzung wird vermutet. 

(2) Beſtehen im Einzelfall Bedenken, jo iſt die Eintragung auszuſetzen und der Sachverhalt 
aufzuklären. 

(3) Ergibt ſich hierbei, daß im Mannesſtamm des Eigentümers ein Vorfahr nicht deutſcher 
Art iſt, ſo iſt die Eintragung des Hofes in die Erbhöferolle durch begründeten Beſchluß abzulehnen. 
Der Beſchluß iſt dem Eigentümer zuzuſtellen mit dem Hinzufügen, daß er ſelbſt und ſeine Leibes⸗ 
erben nicht das Recht haben, ſich Bauer zu nennen oder die Rechte für ſich in Anſpruch zu nehmen, 
die das Geſetz dem Eigentümer eines Erbhofs zuweiſt. 

(4) Ergibt die Prüfung, daß der Mannesſtamm rein iſt, daß aber unter den übrigen Vor⸗ 
fahren des Eigentümers bis hinauf zum zweiten Gliede (d. h. bis zu den Großeltern einſchl.) 
eine Perſon nicht deutſcher Herkunft iſt, ſo iſt der Hof zwar in die Erbhöferolle einzutragen und 
damit unter den Schutz des Anerbenrechts zu ſtellen; es iſt aber zugleich in die Spalte Bemerkungen 
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der Vermerk aufzunehmen „Die (folgt Vor⸗ und Zuname und nach Möglichkeit auch Geburts⸗ 
und Todestag der Perſon nichtdeutſcher Herkunft) iſt nicht deutſcher Herkunft. Die von dieſer 
Perſon abſtammenden Eigentümer des Hofes bis ins zweite Glied haben daher nach dem Geſetze 
nicht das Recht, ſich Bauer zu nennen oder die Rechte für ſich in Anſpruch zu nehmen, die die 
Geſetzgebung den Bauern und Eigentümern eines Erbhofs zuweiſt“. Abſchrift des Vermerkes iſt 
dem Eigentümer mit der Nachricht von der Eintragung zuzustellen. Der Eigentümer hat in dieſem 
Falle und auch im Falle des vorigen Abſatzes das Recht zur ſofortigen Beſchwerde. 

(6) Ergibt die Prüfung, daß der Eigentümer nicht deutſcher Staatsbürger iſt, jo iſt er zum 
Erwerb der deutſchen Reichsangehörigkeit innerhalb beſtimmter Friſt aufzufordern unter Hinweis 
auf die Nachteile, die die Nichteintragung als Erbhof zur Folge hat. 


8 41. 

(1) Die Hofſtelle und die zum Erbhof gehörenden Grundſtücke find nach ihrer Bezeichnung im 
Grundbuch in die Erbhöferolle einzutragen. 

(2) Zugleich iſt das Grundbuchamt um die Eintragung des Erbhofvermerkes im Grundbuch zu 
erſuchen ($ 45). 
8 42. 

() Die Eintragung des Hofes in die Erbhöferolle iſt zu löſchen, wenn die geſetzlichen Voraus⸗ 
ſetzungen für die Eintragung nicht oder nicht mehr vorliegen. 

(2) Stellt ſich nachträglich heraus, daß der Eigentümer nicht deutſcher Staatsbürger iſt, ſo iſt 
ihm eine angemeſſene Friſt zu ſetzen, innerhalb deren er den Erwerb des deutſchen Staatsbürger⸗ 
rechts (deutſche Reichsangehörigkeit) nachzuweiſen hat. Bei fruchtloſem Ablaufe der Friſt iſt die 
Eintragung zu löſchen. i 

() Stellt ſich nachträglich heraus, daß der Eigentümer nicht deutſchen Blutes iſt, jo iſt ent⸗ 
ſprechend dem § 40 Sk 3 und 4 zu verfahren. 


§ 43. 
a den gallen, in bettet die Eintragung nur auf Antrag des Eigentümers erfolgt, iſt ſie 
auch zu löſchen, wenn der Eigentümer es beantragt. 


8 44. 
Ein Auszug aus der Erbhöferolle iſt bei den Grundakten der Hofſtelle zu verwahren. 


Grundbuchliche Behandlung. 
8 45. 
(1) Die zum Erbhof gehörenden Grundſtücke ſind auf ein beſonderes dba ein⸗ 
zutragen und tunlichſt zu einem Grundſtücke zu vereinigen. 
(2) In der Aufſchrift des Grundbuchs wird der Erbhofvermerk eingetragen. Die Eintragung 
erfolgt auf Grund des Erſuchens des Anerbengerichts (8 41 Abſ. 2). Nicht zum Erbhof gehörende 
Grundſtücke ſind nicht in das Grundbuch des Erbhofs einzutragen. 


§ 46. 


() Für die Übereinſtimmung zwiſchen der Erbhöferolle und dem Grundbuch iſt dauernd 
zu ſorgen. 

(2) Das Grundbuchamt ſoll dem Anerbengerichte Nachricht geben, wenn der Eigentümer des 
Erbhofs ein anderes Grundſtück erworben oder wenn er ein zum Erbhof gehöriges Grundſtück ver— 
äußert hat. Das Anerbengericht gibt dem Grundbuchamte Nachricht, wenn der Erbhof oder wenn 
einzelne zu ihm gehörige Grundſtücke in der Erbhöferolle gelöſcht ſind; in dieſem Falle iſt 55 der 
Erbhofvermerk im Grundbuch zu löſchen. 
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S 47. 

Erwirbt der Eigentümer des Erbhofs ein anderes Grundſtück, das offenſichtlich mit dem 
Erbhof eine wirtſchaftliche Einheit bildet, ſo iſt es auf deſſen Grundbuchblatt einzutragen; in anderen 
Fällen iſt die Entſcheidung des Anerbengerichts herbeizuführen. 

2. Die Anleaung der Erbhöferolle. 
§ 48. 

(1) Die Gemeindevorſteher haben binnen zwei Monaten nach Inkrafttreten dieſes Geſetzes 
ein Verzeichnis der in ihrem Bezirke gelegenen nach den SS 1 bis 3 eintragungsfähigen Beſitzungen 
dem Landrat einzureichen. In das Verzeichnis find ſämtliche land- und forſtwirtſchaftlichen Be⸗ 
ſitzungen aufzunehmen, die mindeſtens zur Ernährung einer bäuerlichen Familie ausreichen (Ader- 
nahrung) und deren Bewirtſchaftung von einer Hofſtelle aus erfolgen kann. Beſtehen Zweifel, 
ob der Eigentümer deutſcher Staatsbürger oder deutſchen Blutes iſt, ſo iſt dieſes beſonders zu ver⸗ 
merken. Das Verzeichnis iſt am Schluſſe mit der Beſcheinigung zu verſehen, daß es vollſtändig iſt 
und daß weitere eintragungsfähige Beſitzungen nicht vorhanden ſind. | 

(2) Der Landrat überſendet die Gemeindeverzeichniſſe binnen einem weiteren Monate dem 
zuſtändigen Anerbengerichte. Er hat hierbei eine Liſte der ſämtlichen zu ſeinem Kreiſe gehörigen 
Gemeinden beizufügen und bei den einzelnen Verzeichniſſen ſich darüber zu äußern, ob dieſe voll⸗ 
ſtändig ſind oder ob noch eine Ergänzung von ihm angeordnet wurde. Dem Landrate ſteht frei, 
zu den einzelnen Nummern des Verzeichniſſes gutachtlich Stellung zu nehmen; er kann auch Ein⸗ 
ſpruch gegen die Eintragung einer beſtimmten Beſitzung einlegen. 

(3) In Stadtkreiſen überſendet der Bürgermeiſter das Verzeichnis unmittelbar dem Anerben- 
gerichte mit der Beſcheinigung ſeiner Vollſtändigkeit. 


§ 49. 

(1) Der Vorſitzende des Anerbengerichts ſtellt — nötigenfalls nach Vornahme weiterer Er⸗ 
mittlungen und Aufnahme geeignet erſcheinender Beweiſe — die gerichtlichen Verzeichniſſe für 
den Bezirk des Anerbengerichts auf. Er hat hierbei unter Heranziehung auch des Eigentümer⸗ 
verzeichniſſes zum Grundbuch die Vollſtändigkeit der Verzeichniſſe nachzuprüfen und dafür zu ſorgen, 
daß ſämtliche zu den einzelnen Höfen gehörenden Grundſtücke nach ihrer Bezeichnung im Grund⸗ 
buch bei der betreffenden Hofſtelle in dem Verzeichniſſe vermerkt werden. 

(2) Das gerichtliche Verzeichnis wird durch Aushang an der Gerichtstafel einen Monat lang 
öffentlich bekanntgemacht. Auch iſt jedem Gemeindevorſteher eine Abſchrift des ſeine Gemeinde 
betreffenden gerichtlichen Verzeichniſſes zuzuſtellen mit der Aufforderung, ſie zu jedermanns Ein⸗ 
ſicht auszulegen und dies in ortsüblicher Weiſe bekanntzumachen. Das Verzeichnis und alle Ab⸗ 
ſchriften ſind am Schluſſe mit dem Hinweis zu verſehen, daß jeder Eigentümer, der in dem Ver⸗ 
zeichniſſe zu Unrecht eingetragen oder zu Unrecht nicht eingetragen iſt oder deſſen Grundſtücke darin 
nicht richtig angegeben ſind, zur Einlegung des Einſpruchs beim Anerbengericht binnen einem 
Monate nach Beendigung des Aushanges an der Gerichtstafel befugt iſt. 

(3) Ein Auszug aus dem Verzeichniſſe ſoll jedem in dasſelbe aufgenommenen Eigentümer 
zugeſtellt werden mit der Aufforderung, wenn ſein Hof zu Unrecht in das Verzeichnis aufgenommen 
ſei oder wenn die zum Hofe gehörigen Grundſtücke nicht richtig, insbeſondere nicht vollſtändig, an⸗ 
gegeben ſeien, dieſes binnen einem Monate nach der Zuſtellung durch Einſpruch beim Anerbengericht 
geltend zu machen. Der Zuſtellung an den Eigentümer iſt ein Abdruck der hauptſächlichen Vor⸗ 
ſchriften des Bäuerlichen Erbhofrechts nach näherer Beſtimmung des Juſtizminiſters beizufügen unter 
Hinweis darauf, daß ein vollſtändiger Abdruck des Geſetzes beim Gemeindevorſteher eingeſehen 
werden könne. Dem Gemeindevorſteher iſt eine angemeſſene Anzahl von Geſetzesabdrucken zu 
überſenden. 

§ 50. 

Sind die Einſpruchsfriſten abgelaufen, ſo werden die Höfe, gegen deren Eintragung Einſpruch 

nicht eingelegt iſt, in die Erbhöferolle eingetragen. 
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§ 51. 

(1) Über die Einſprüche entſcheidet das Anerbengericht. 

(2) Dieſes hat die erforderlichen Ermittlungen anzuſtellen und die geeignet erſcheinenden 
Beweiſe aufzunehmen. Es ſoll vor der Entſcheidung den Eigentümer und den Landrat hören. 

(3) Die Entſcheidung des Anerbengerichts iſt endgültig, wenn nicht der Vorſitzende die Ent⸗ 
ſcheidung des Erbhofgerichts anruft. Der Vorſitzende ſoll die Entſcheidung des Erbhofgerichts an⸗ 
rufen, wenn das Anerbengericht entgegen den Grundgedanken und Zwecken des Bäuerlichen Erb⸗ 
hofrechts einem Einſpruche ſtattgegeben hat oder wenn es ſich um eine Frage von grundſätzlicher 
Bedeutung handelt. 

(4) Iſt der Einſpruch zurückgewieſen, jo erfolgt die Eintragung in die Erbhöferolle. 


§ 52. 

(1) Im Jahre 1940 und danach im Zwiſchenraum von regelmäßig zehn Jahren hat der 
Vorſitzende des Anerbengerichts ein Verzeichnis der eingetragenen Erbhöfe dem Landrate zu über⸗ 
ſenden. Dieſer prüft unter Zuziehung des Gemeindevorſtehers, ob die Eintragungen in die Erbhöfe⸗ 
rolle noch zu Recht beſtehen und ob in der Gemeinde noch andere Beſitzungen vorhanden ſind, die 
zur Eintragung als Erbhof geeignet, aber noch nicht eingetragen ſind. 

(2) Der Landrat teilt das Ergebnis ſeiner Prüfung dem Anerbengevichte mit. Dieſes ent⸗ 
ſcheidet nach Anhörung des Eigentümers und nötigenfalls nach Anſtellung weiterer Ermittlungen 
und Erhebung von Beweiſen über die Berichtigung des Verzeichniſſes. Die Entſcheidung iſt dem 
Landrat und dem Eigentümer zuzuſtellen. Ihnen ſteht binnen einem Monate nach Zuſtellung der 
Einſpruch zu. Über den Einſpruch entſcheidet das Anerbengericht. 

(3) Die SS 50 und 51 gelten entſprechend. 


§ 53. 

Der Vorſitzende des Anerbengerichts hat auch in der Zwiſchenzeit dafür zu ſorgen, daß die 
Erbhöferolle auf dem laufenden bleibt und daß alle zur Eintragung geeigneten Höfe und zugehörigen 
Grundſtücke in die Erbhöferolle eingetragen werden. 

VI. übergangs⸗ und Schlußvorſchriften. 
1. Inkrafttreten und Außerkrafttreten. 
§ 84. 
Inkrafttreten. 

(1) Das Geſetz tritt am 1. Juni 1933 in Kraft. 

(2) Es hat Wirkung für die Erbfälle, die nach dieſem Zeitpunkt eintreten, ſoweit nicht im 
Einzelfall die Ausnahmevorſchrift im § 57 Platz greift. 

§ 55. 
Geltungsbereich. 

(1) Das Geſetz gilt für den ganzen Staat. 

(2) Die nur für einzelne Provinzen oder kleinere Teile des Staates geltenden Anerbengeſetze 
mit Einſchluß auch des Gewohnheitsrechts treten unbeſchadet der Übergangsvorſchrift im § 57 
außer Kraft. 

§ 56. 
Außerkrafttreten. 
Außer Kraft treten insbeſondere die nachſtehenden Geſetze und Verordnungen: 
1. älteres Recht: 
a) Holſtein. 
1. Konſtitution König Friedrichs III. für die Herrſchaft Pinneberg vom 28. April 1654 
(Corpus Constitutionum Regio-Holsaticarum Bd. II S. 1132), ergänzt durch das Reſkript 
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König Friedrichs IV. vom 27. Juni 1707 (Corpus Constitutionum Regio-Holsaticarum 
Bd. II S. 1156), 


die Fürſtliche Verordnung vom 15. März 1704 (abgedr. in der ſyſtematiſchen Sammlung 


der für die Herzogtümer Schleswig und Holſtein annoch gültigen königlichen, fürſtlichen, 
großfürſtlichen und gemeinſchaftlichen Verordnungen und Verfügungen Bd. II Abt. 2 
S. 631). Mit Anderungen durch die Verordnung vom 15. Juni 1742 und das Reſkript 
vom 11. Januar 1745 (Corpus Constitutionum Regio-Holsaticarum Bd. 1 S. 154, 157), 


„Verordnung für die Plöner Diſtrikte, d. h. die Amter Plön und Ahrensboeck, vom 


Jahre 1730, 


. Amtsbefehl des Amtsmanns zu Rendsburg für das Amt Rendsburg vom 11. November 


1733 (Corpus Constitutionum Regio-Holsaticarum Bd. II S. 603), 


Verordnung Chriſtians VI. für die Herrſchaft Pinneberg vom 20. September 1737 


(Corpus Constitutionum Regio-Holsaticarum Bd. II S. 1070), 


„Reſkript Chriſtians VII. für das Amt Segeberg vom 20. Januar 1766 (Chronologiſche 


Sammlung der königl. Verordnungen und Verfügungen für die Herzogtümer Schleswig 
und Holſtein, Jahrgang 1766 S. 1), 


Verordnung des Amtsmanns Traventhal für die Amter Reinfeld, Rethwiſch und Traven⸗ 


thal mit Gieſchenhagen vom 18. Juni 1768, 


Reſolution Chriſtians VII. an den Kloſterpropſten zu Preetz vom 17. Oktober 1786 


(Chronol. Samml. Jahrg. 1768 S. 162), 


„Regulativ Chriſtians VII. für die vormals Plön'ſchen Amter vom 27. Februar 1789 


(Chronol. Samml., Jahrg. 1789 S. 9); 
b) Schleswig. 


. die Stapelholmer Konſtitution vom 27. Januar 1623 (Corpus statutorum Slesvicensium, 


Schleswig 1794, Bd. I S. 618). Abgeändert durch die Verordnung vom 8. Juni 1774 
und vom 28. Juli 1784 (Esmarch, Samml. der Statute, Verordnungen und Verfügungen, 
welche das Bürgerliche Recht des Herzogtums Schleswig betreffen, Teil II S. 148 und 152), 


„Verordnung Chriſtians VII. vom 14. April 1766 (Esmarch, Samml. der Statute, VO. 


und Vfg., welche das Bürgerliche Recht des Herzogtums Schleswig betreffen, Teil II 
S. 127), ergänzt durch die Verordnung vom 26. März 1772 (Esmarch aaO., Teil II 
S. 133) und durch die Verfügung vom 22. Juni 1784 (Esmarch aaO., Teil II S. 144), 


„Verordnung Chriſtians VII., betreffend das Näherrecht in den Bondengütern auf der 


Geeſt vom 18. Juni 1777 (Esmarch aaO., Teil II S. 140); 


2. neueres Recht: 


Geſetz, betreffend das Höferecht im Kreiſe Herzogtum Lauenburg, vom 21. Februar 1881 


(Geſetzſamml. S. 19), 


2. Landgüterordnung für die Provinz Brandenburg vom 10. Juli 1883 (Geſetzſamml. 


S. 111), 


. Landgüterordnung für die Provinz Schleſien vom 24. April 1884 (Geſetzſamml. S. 121), 
. Sandgüterordnung für die Provinz Schleswig⸗Holſtein, mit Ausnahme des Kreiſes 


Herzogtum Lauenburg, vom 2. April 1886 (Geſetzſamml. S. 117), 


Landgüterordnung für den Regierungsbezirk Kaſſel, mit Ausnahme des Kreiſes Rinteln, 


vom 1. Juli 1887 (Geſetzſamml. S. 315), 


. Gefeß, betreffend das Anerbenrecht bei Landgütern in der Provinz Weſtfalen und in den 


Kreiſen Rees, Eſſen (Land), Eſſen (Stadt), Duisburg, Ruhrort und Mülheim a. d. 
Ruhr, vom 2. Juli 1898 (Geſetzſamml. S. 139), 


„Höfegeſetz für die Provinz Hannover, in der Faſſung der Bekanntmachung vom 9. Auguſt 


1909 (Geſetzſamml. S. 662), 
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8. Höfegeſetz für den Kreis Grafſchaft Schaumburg, in der Faſſung der Bekanntmachung 
vom 20. Juli 1910 (Geſetzſamml. S. 115), 

9. Waldeckiſches Geſetz über das Anerbenrecht bei land- und forſtwirtſchaftlichen Beſitzungen 
vom 27. Dezember 1909 (Wald. Reg. Bl. 1910 S. 1). 


8 57. 
Vorhandene Anerbengüter. 

(1) Das Außerkrafttreten der bisherigen Anerbengeſetze tritt für die ihnen bereits kraft Ein⸗ 
tragung oder kraft Gewohnheitsrechts unterworfenen Höfe, Landgüter und anderen Anerbengüter 
erſt mit dem Zeitpunkt ein, in welchem über die Eintragung des Hofes, Landguts oder anderen 
Anerbenguts in die Erbhöferolle des Bäuerlichen Erbhofrechts endgültig entſchieden iſt. Die Ent⸗ 
ſcheidung über die Eintragung eines gegenwärtig zum Geſamtgut einer ehelichen Gütergemeinſchaft 
gehörenden Hofes kann endgültig erſt dann erfolgen, wenn der Hof nicht mehr zum Geſamtgut gehört. 

(2) Auf Höfe, Land- und Anerbengüter, für die noch die bisherigen Anerbengeſetze fortgelten, 
kann auch das Recht zur Übernahme kraft Anerbenrechts (88 26 bis 28) nicht ausgeübt werden. 


§ 58. 
Rentengutsanerben- und Zwangsauflöſungsgeſetz. 

Das Geſetz, betreffend das Anerbenrecht bei Renten und Anſiedlungsgütern, vom 8. Juni 
1896 (Geſetzſamml. S. 124) und die im Zwangsauflöſungsgeſetz vom 22. April 1930 (Geſetzſamml. 
S. 125) S 165 enthaltenen Vorſchriften über das Anerbenrecht bei Waldgütern bleiben in Geltung. 
Sie ſchließen für ihren ſachlichen Geltungsbereich die Anwendung des vorliegenden Geſetzes aus. 


§ 59. 
Außerkrafttreten der 88 26 bis 28. 
(1) In den Landesteilen mit Anerbenſitte (Anlage J) treten die 88 26 bis 28 des vorliegenden 
Geſetzes außer Kraft mit dem Zeitpunkt, in dem die Erbhöferolle als angelegt anzuſehen iſt. 
(2) Dieſer Zeitpunkt wird vom Juſtizminiſter im Einvernehmen mit dem Miniſter für Land⸗ 
wirtſchaft, Domänen und Forſten durch Verordnung in der Preußiſchen Geſetzſammlung befannt- 
gegeben. Er kann für die verſchiedenen Landesteile verſchieden ſein. 


2. übergangs⸗ und Ausführungsvorſchriften. 


S 60. 
Staatsverträge. 

Dies Geſetz bleibt außer Anwendung inſoweit ſeine Anwendung einem beſtehenden Staats⸗ 
vertrage zuwiderlaufen würde. 

8 61. 
Überleitung. 

Die zur Überleitung in den Rechtszuſtand dieſes Geſetzes etwa noch erforderlichen Vorſchriften 
werden durch gemeinſchaftliche Verordnung des Juſtizminiſters und des Miniſters für Landwirt⸗ 
ſchaft, Domänen und Forſten erlaſſen. 

S 62. 
Ausführung. 

(1) Die Ausführung des Geſetzes erfolgt im Benehmen mit dem Miniſter für Fandhertſchaft, 
Domänen und Forſten durch den Juſtizminiſter. 

(2) Dieſer wird ermächtigt, die zur Durchführung erforderlichen Rechtsverordnungen und all⸗ 
gemeinen Verwaltungsvorſchriften zu erlaſſen. Er kann, ſoweit er es zur Erreichung der Zwecke 
des Geſetzes für erforderlich erachtet, auch ergänzende Vorſchriften erlaſſen und hierbei in Einzel⸗ 
heiten von den Vorſchriften dieſes Geſetzes abweichen. 
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3. Schlußvorſchrift. 
Ss 63. 
Auslegungsregel. 

(1) Entſtehen bei Anwendung dieſes Geſetzes Zweifel, jo hat der Richter ſo zu entſcheiden, 
wie es den Grundgedanken (SS 1 ff.) und dem Zwecke des Geſetzes entſpricht. 

(2) Das Geſetz hat den Zweck, die Bauernhöfe vor Überſchuldung und ſchädlicher Zerſplitterung 
im Erbgang zu ſchützen, um ſie dauernd als Erbe der Familie in der Hand freier Bauern zu 
erhalten. Zugleich will das Geſetz auf eine geſunde Verteilung der landwirtſchaftlichen Beſitz⸗ 
größen hinwirken. Eine große Anzahl lebensfähiger kleiner und mittlerer Bauernhöfe, möglichſt 
gleichmäßig über das ganze Land verteilt, iſt für die Geſunderhaltung von Volk und Staat 
notwendig. 

(3) Iſt eine Frage zu entſcheiden, die in dieſem Geſetze nicht beſonders geregelt iſt, ſo hat der 
Richter unter Berückſichtigung des Geſetzeszwecks jo zu entſcheiden, wie wenn er im Rahmen 
zwingenden Reichsrechts als ordentlicher und gewiſſenhafter Geſetzgeber den Fall ſelbſt zu 
regeln hätte. 


Anlage I 
(88 4 u. 59). 


Als Landſchaften mit Anerbenſitte (Bauerngebiet) gelten: 

1. ſämtliche preußiſchen Regierungsbezirke mit Ausnahme nur von Aachen, Kaſſel, Köln, 
Koblenz, Trier und Wiesbaden; 

2. der Regierungsbezirk Kaſſel mit Ausnahme der Kreiſe Hanau und Gelnhauſen; 

3. im Regierungsbezirk Wiesbaden der Kreis Biedenkopf; 

4. im Regierungsbezirk Köln der Kreis Wipperfürth. 


Anlage II 
(S . 
Als Landſchaften ohne Anerbenſitte (Zerſplitterungsgebiet) gelten: 

die Regierungsbezirke 
Aachen, 
Koblenz, 
Köln (ohne den Kreis Wipperfürth), 
Trier, 
Wiesbaden (ohne den Kreis Biedenkopf) 

und vom Regierungsbezirk Kaſſel 
die Kreiſe Gelnhauſen und Hanau. 


Berlin, den 15. Mai 1933. 


(Siegel)) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Hugenberg. Kebrk⸗ 
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Das vorſtehende, vom Preußiſchen Staatsminiſterium beſchloſſene Geſetz wird hiermit ver⸗ 
kündet. 
Berlin, den 15. Mai 1933. 
Für den Reichskanzler: 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 
Göring. 
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Überblid. 

J. Grundgedanken 

Anerbenrecht § 1 

Der Bauer $ 2 

Der Erbhof S 3 

Anerbenſitte und Eintragung 8 4 

Verfügungen unter Lebenden 8 5 

Verfügungen auf den Todesfall § 6 


II. Die Erbfolge kraft Anerbenrechts 
1. Erbrecht § 7 
2. Nachlaßverbindlichkeiten S 8 
3. Teilung des übrigen Nachlaſſes 8 9 
4. Der Erbhof 
Beſtandteile 8 10 
Hofeszubehör § 11 
5. Der Anerbe 
Anerbenordnung $ 12 
Bruder⸗ und Jüngſtenrecht § 13 
Auswahl des Anerben S 14 
Rechtserwerb und Verzicht § 15 
Hoffolgezeugnis § 16 
6. Verſorgung der Miterben 
Unterhalt, Berufsausbildung (u. Ausſtattung), Heimatzuflucht § 17 
Altenteil des Ehegatten 8 18 
Streitfälle § 19 
Rechte der Miterben beim Verkauf des Hofes 8 20 
Erbloſung 8 21 


7. Vorſchriften für beſondere Fälle 
Kleinbeſitz 8 22 
Mehrere Erbhöfe 8 23 
Geſamtgut der Gütergemeinſchaft 8 24 
Pflichtteil § 25 
IIl. Die Übernahme kraft Anerbenrechts 
Zuläſſigkeit § 26 
Das Zuweiſungsverfahren § 27 
Wirkungen $ 28 
IV. Die Anerbenbehörden und ihr Verfahren SS 29ff. 
1. Das Anerbengericht SS 30 bis 32 
2. Das Erbhofgericht SS 33 bis 36 
3. Verfahren und Koſten SS 37 bis 38 


V. Die Erbhöferolle 


1. Eintragung und Löſchung 88 39 bis 47; davon grundbuchliche Behandlung SS 45 bis 47 
2. Die Anlegung der Erbhöferolle SS 48 bis 53. 
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VI. Übergangs- und Schlußvorſchriften 
1. Inkrafttreten und Außerkrafttreten 


Inkrafttreten des neuen Geſetzes 8 54 
Geltungsbereich § 55 

Außerkrafttreten von älteren Geſetzen §S 56 
Vorhandene Anerbengüter 8 57 

Rentengutsanerben- und Zwangsauflöſungsgeſetz § 58 
Außerkrafttreten einzelner Vorſchriften § 59 


2. Übergangs- und Ausführungsvorſchriften 
Staatsverträge § 60 
Überleitung § 61 
Ausführung § 62 


3. Schlußvorſchrift 
Auslegungsregel 8 63. 
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